Planfeststellungsverfahren

Am 28.7.1977 stellt die damals zuständige Physikalisch-Technische Bundesbehörde (PTB) beim niedersächsischen Sozialminister gemäß § 9 b Atomgesetz den Antrag zur Errichtung einer Anlage des Bundes für die Endlagerung radioaktiver Abfälle am Standort Gorleben. 
Das war der faktische Start von Gorleben. Fortan sammelten die Behörden Daten und bewerteten diese und schufen damit eine für die Errichtung eines Atommüllendlagers am Standort Gorleben "günstige Ausgangslage". Das gipfelte in Eignungsaussagen beteiligter Behörden. 

Nur - eröffnet wird das atomrechtliche Genehmigungsverfahren nie, es lief unterschwellig und die interessierte Öffentlichkeit hatte folglich keinerlei Möglichkeiten, Einsprüche zu erheben oder im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens den Klageweg zu beschreiten. 
Auch wenn formell dieser Planfeststellungsantrag 37 Jahre später, im Juli 2014, eingestellt wurde, so ist daraus eine politische und strukturelle Hypothek erwachsen, die sich später u.a. in der Vorläufigen Sicherheitsanalyse Gorleben (VSG) und im Standortauswahlgesetz (StandAG) niederschlägt. Der Planfeststellungsantrag markiert den Start für eine systematische Umgehung der Öffentlichkeit bei der Errichtung eines nuklearen Endlagers in Gorleben und eröffnete den politisch und behördlich sanktionierten Weg des "Lug und Trug".
Jedes Jahr erstellte das Niedersächsische Landesamt für Bodenforschung (NLfB) Berichte im Rahmen dieses merkwürdigen Genehmigungsverfahrens. 
Die Bürgerinitiative Umweltschutz beantragte schließlich Akteneinsicht und hat die Antragsunterlagen und die Berichte der Jahre 1977 bis 2010 durchgesehen.

Diese Durchsicht förderte Sonderliches zu Tage. Gleich zu Beginn übernahm die PTB den kompletten Band 6 des Sicherheitsberichts der Deutschen Gesellschaft zum Bau und Betrieb von Wiederaufbereitungsanlagen (DWK) für die Errichtung eines "nuklearen Entsorgungszentrums" und reicht keinen eigenständigen Antrag ein, wie es das Atomgesetz fordert. 
Die zuständige Behörde, das Oberbergamt Clausthal-Zellerfeld nahm keinen Anstoß an diesem Vorgehen, sondern schloss sich der schnellen Feststellung von RSK und SSK (Reaktorsicherheits- und Strahlenschutzkommission) vom 20.10.77 an, das geplante Endlager sei "sicherheitstechnisch realisierbar" und Salz sei als Endlagermedium "optimal". 
Schon im ersten NLfB-Bericht 1978 heißt es entsprechend, Gorleben sei für die Einlagerung schwach- und mittelaktiver Abfälle geeignet. Davon sei auch ohne geologische Erkundung auszugehen, weil man den benachbarten Salzstock "Wustrow" kenne. Unklar sei allein, ob er auch für die Lagerung hochradioaktiver Abfälle geeignet sei. Um den großen Anfall schwach- und mittelaktiver Abfälle einlagern zu können, solle möglichst schnell mit der bergmännischen Erschließung des Salzstocks Gorleben begonnen werden.

Während des Endlagermoratoriums von 2000 bis 2010 wollten die Gutachter sogar politischen Druck erzeugen. Im Jahresbericht 2004 heißt es wörtlich: "Nach den von Betreiberseite (BfS, DBE und Sachverständigen) dem NLfB  bisher vorgelegten Unterlagen und eigenen Kontrollen im Rahmen der begleitenden Begutachtung liegen dem NLfB keine Erkenntnisse vor, die aus geowissenschaftlicher Sicht eine Eignung des Salzstockes Gorleben zur Aufnahme eines Endlagers für radioaktive Abfälle ausschließen." Das NLfB empfiehlt daher eine möglichst baldige Wiederaufnahme der unterbrochenen geowissenschaftlichen Erkundungsarbeiten in Gorleben.

Eine solche Eignungsaussage traf auch die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe im Jahr 2007.
So parteiisch ist das NLfB im Übrigen nicht immer mit den eingereichten Unterlagen der PTB bzw. des BfS und des Baukonsortiums DBE umgegangen. Gewarnt wird z.B. vor dem Aufstieg von Radionukliden in viel kürzerer Laufzeit als 600 bis 1170 Jahren. Gewarnt wird auch davor, für den untertägigen Ausbau den Hauptanhydrit als potentiell Wasser führende Schicht mit einer Strecke zu durchörtern – was trotzdem geschah. 

Eine schwere Hypothek lastet auf dem Standort Gorleben. Auch nach dem Ende dieses Verfahrens bleibt der Standort im Topf möglicher Endlager, nicht nur gefüttert durch die Aktenlage. Faktisch wurde – unter Leugnung der wahren Absichten und vorbei an einer Öffentlichkeitsbeteiligung – ein Endlagerbergwerk errichtet. Die Macht des Faktischen entfaltet ihre Kraft – bis heute. 

Zweierlei lässt sich daraus ableiten: Dieses ungeheuerliche Unrecht ist nicht "heilbar". Ohne Aufrichtigkeit und Offenheit sowie tatsächliche Verfahrensbeteiligung wird es niemals gelingen, einen Standort zu benennen und diesen auch jedweder Kritik auszusetzen. "Durchsetzen" auf der Basis von Lug und Trug lässt sich kein Endlager.
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